
Zur Diskussion um die
Rolle gleich-geschlecht-
licher Lebenspartner-
schaften

Daran kann kein Zweifel be-
stehen: Das, was die Regie-
rungsfraktionen von SPD
und Grünen jetzt nach 
zweijähriger Vorarbeit als
„Gesetz zur Beendigung 
der Diskriminierung gleich-
geschlechtlicher Gemein-
schaften und Lebenspart-
nerschaften“ vorgelegt ha-
ben, ist mehr oder weniger
eine komplette Kopie der
entsprechenden Regelun-
gen für die Ehe. Darüber hi-
naus heißt es in der Koaliti-
onsvereinbarung der Regie-
rungsparteien: „Für uns ha-
ben alle Formen der auf
Dauer angelegten Lebens-
gemeinschaften Anspruch
auf Schutz und Rechts-
sicherheit.“ Damit wird klar,
dass der politische Wille –
bei den Grünen offenkun-
dig stärker ausgeprägt als
bei der SPD – das Ziel ver-
folgt, ein Konkurrenzmo-
dell zu Ehe und Familie, 
wie sie in der Verfassung
verankert sind, aufzubau-
en. Denn Rechte, wie sie
nach den Überlegungen
von SPD und Grünen gleich-
geschlechtlichen Paaren
gewährt werden sollen, dür-
fen aus Gründen der Gleich-
behandlung heterosexuel-
len Partnern kaum verwei-

gert werden. Zwar werden
in dem Gesetzentwurf die
Begriffe Ehe und Familie
auffällig umgangen, aber
dies scheint nur in erster Li-
nie aus Rücksichtnahme
auf den Grundgesetzartikel
6 zu erfolgen, der Ehe und
Familie nicht nur gleicher-
maßen, sondern auch ex-
klusiv schützt. Ehe und Fa-
milie, so haben die Karls-
ruher Richter 1987 fest-
gestellt, werden vom Grund-
gesetz „nicht nur im Inte-
resse individueller Freiheit
der Ehepartner und Famili-
enangehörigen, sondern
ebenso um der Freiheit des

Einzelnen in der gelebten
Gemeinschaft und um den
Erhalt unserer Gemein-
schaft willen“ geschützt.
Ehe und Familie sind „Vo-
raussetzung für die best-
mögliche körperliche, geis-
tige und seelische Entwick-
lung von Kindern“. 
Die Privilegierung der Ehe
ist also gewollt und dement-
sprechend auch kein Grund
für eine Gleichstellung von
Lebenspartnerschaften un-
terschiedlicher Art mit ihr.
Der Gleichheitssatz im
Grundgesetz gebietet nur
das gleich zu behandeln,
was wirklich gleich ist. Er
rechtfertigt keineswegs eine
unterschiedslose Gleichbe-
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handlung aller faktisch vor-
kommenden Formen des
Zusammenlebens. Eine un-
gleiche Behandlung bedeu-
tet deswegen auch keines-
wegs von vornherein eine
„Diskriminierung“.
Die parlamentarische Ge-
setzesinitiative der Bundes-
tagsfraktionen von Bündnis
90/Die Grünen aus dem Juli
1996 zu rechtlichen Rege-
lungen für nicht eheliche
Lebensgemeinschaften be-
ruht ausdrücklich auf der
Prämisse, dass alle Lebens-
formen gleichrangig sind.
Dementsprechend ist man
der Auffassung, der Gesetz-
geber sei verpflichtet, einen
geeigneten Rahmen für die
rechtliche Ausgestaltung
zur Verfügung zu stellen.
Bei der Frage, wie mit
gleichgeschlechtlichen Be-
ziehungen umgegangen
werden soll, handelt es sich
um ein Tabuthema, und
zwar in mehrfacher Hin-
sicht: Während der eine
oder andere die Existenz
gleichgeschlechtlicher Le-
bensgemeinschaften als ge-
sellschaftliche Realität ver-
drängt und ebenfalls ver-
drängt, dass auch in diesen
Beziehungen Fürsorgever-
pflichtungen wahrgenom-
men werden, tun sich an-
dere schwer, zum Beispiel
über Schwächen, über teil-
weise unsägliches Tren-
nungsleid bei so genannten
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modernen Lebensformen
zu reden. Gleichzeitig wird
nicht wahrgenommen, dass
Ehe und Familie sich trotz
dramatischer gesellschaftli-
cher Umbruchsituationen
als erstaunlich stabil erwie-
sen haben und dass immer-
hin achtzig Prozent der Kin-
der bei Vater und Mutter auf-
wachsen.
Sosehr es richtig ist, dass
gleichgeschlechtliche Le-
bensformen Anspruch auf
Toleranz und Respekt ha-
ben, so abwegig ist es, sie
sich als gleichberechtigt
vom Staat geförderte Norm
vorzustellen. Der Gesetz-
geber sollte dort tätig wer-
den, wo das verständliche
Bedürfnis nach Rechts-
sicherheit durch privat-
rechtliche Vereinbarungen
nicht erreicht werden kann.
Allerdings muss immer be-
dacht werden, dass es bei
der Unklarheit hinsichtlich
der Ursachen der Homo-
sexualität auch Menschen
mit bisexueller Orientie-
rung gibt, an die bei de-
monstrativ vorgenomme-
nen rechtlichen Gleichstel-
lungen falsche Signale aus-
gesandt werden.
Wer alles für gleich gültig
erklärt, dem kann auch
Gleichgültigkeit unterstellt
werden.
Vor diesem Hintergrund
kann es nicht verwundern,
dass die beiden großen Kir-

chen in Deutschland sehr
unmissverständlich Posi-
tion bezogen haben. In ei-
ner Stellungnahme des Kir-
chenamtes der Evangeli-
schen Kirche in Deutsch-
land (EKD) zum so genann-
ten Rohentwurf heißt es,
dieser sei „nicht in der Lage,
die Bedenken hinsichtlich
Verwechselbarkeit mit der
Ehe auszuräumen oder zu
verhindern“.
Die katholische Deutsche
Bischofskonferenz lehnte
im März 2000 alle Versu-
che ab, „ein Rechtsinstitut
für gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften zu
schaffen und dieses der Ehe
anzunähern oder gar gleich-
zustellen“. Daher könne
man „die Begriffe, Rechts-
figuren und Denkmuster
des Ehe- und Familienrech-
tes – selbst wenn sie modifi-
ziert werden – nicht auf
gleichgeschlechtliche Part-
nerschaften übertragen“.
Für das Zentralkomitee der
deutschen Katholiken be-
steht „kein Zweifel daran,
dass alle Diskriminierungen
der in gleichgeschlecht-
lichen Partnerschaften le-
benden Menschen abge-
baut werden“ sollten.
Gleichzeitig wird aber fest-
gestellt, sowohl der Rohent-
wurf des Bundesjustizminis-
teriums von Anfang des Jah-
res wie auch der von den Ko-
alitionsfraktionen vorgeleg-
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te Gesetzentwurf seien „lei-
der von der Absicht getra-
gen, den grundgesetzlich
garantierten besonderen
Schutz von Ehe und Familie
auszuhebeln“. Sie seien
letztlich nichts anderes,
heißt es weiter, als „eine
Übertragung des Eherechts
auf gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaft“.
Kurz vor der parlamentari-
schen Sommerpause ist der
Gesetzentwurf in den Bun-
destag eingebracht worden.
In den nun anstehenden Be-
ratungen kann es nur darum
gehen, in aller Fairness ge-
genüber den Wünschen
und Gefühlen der Betroffe-
nen, aber auch in aller Klar-
heit Sachverhalte zu klären
und zu angemessenen Lö-
sungen zu gelangen.
Dabei sollte auch bedacht
werden, dass Homosexu-
elle, die man persönlich
kennt, eher Gradmesser
sind für das, was Not tut, als
lautstark und spekulativ vor-
getragene Forderungen von
Verbänden, die das Öffent-
lichkeitsbild ausmachen
und Vorurteile durch ihr
möglichst schrilles und bi-
zarres Auftreten eher pfle-
gen als abbauen.
Angesichts der verfassungs-
rechtlichen Grundlagen,
aber auch angesichts des-
sen, was gesellschafts-
politisch beziehungsweise
ethisch notwendig, wün-
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schenswert oder vertretbar
erscheint, ergeben sich fol-
gende Überlegungen:
Erstens: Ein konkurrieren-
des Leitbild für das Zusam-
menleben parallel zu Ehe
und Familie kommt nicht in-
frage. Diese „Verwechsel-
barkeit“ ist unübersehbar
und von maßgeblichen Tei-
len der Regierungskoalition
auch gewollt, ohne dieses
so deutlich zu sagen.
Zweitens: Unterhaltsrechte
und Unterhaltsverpflichtun-
gen mit steuerlichen Kon-
sequenzen und abgelei-
teten Sozialversicherungs-
ansprüchen sind kaum
nachvollziehbar, da im Re-
gelfall beide Partner bezie-
hungsweise Partnerinnen
für ihren Lebensaufwand
sowie für ihre soziale Absi-
cherung sorgen können.
Drittens: Der Weg zum Stan-
desamt erweckt den An-
schein eines familienrecht-
lichen Instituts – der Ehe ver-
gleichbar – und ist daher
nicht akzeptabel. Soweit bei
bestimmten als notwendig
erachteten Regelungen an
die Form eines privatrecht-
lichen Vertrages ange-
knüpft werden soll, könnte
die notarielle Beurkundung
für entsprechende Rechts-
sicherheit auch gegenüber
Dritten sorgen.
Damit könnte auch der
Nachweis erbracht werden,
dass eine nicht eheliche Le-

benspartnerschaft zwi-
schen Homosexuellen vor-
liegt.
Viertens: Die gemeinschaft-
liche Adoption von Kindern
kommt nur für Eheleute in-
frage. Daran ändert auch
die Tatsache nichts, dass in
der gesellschaftlichen Rea-
lität Kinder in gleichge-
schlechtlichen Lebensge-
meinschaften aufwachsen.
Kinder haben Anspruch auf
Eltern, Paare aber nicht auf
Kinder.
Fünftens: Wenn man die Dis-
kussion über eine mögliche
Verbesserung der Stellung
nicht beschränkt auf die
Frage der gleichgeschlecht-
lichen „Ehe“, kommen Be-
reiche ins Blickfeld, in de-
nen, und das muss in Ruhe
erörtert werden, über pri-
vate Vereinbarungen und
Verträge hinaus Rechts-
sicherheit auch durch ge-
setzliche Regelungen ge-
schaffen werden kann:
– Im Mietrecht, um nach
dem Tod des Partners ohne
Schwierigkeiten in das be-
stehende Mietverhältnis
eintreten zu können.
– Beim Zeugnisverweige-
rungsrecht, damit auch für
homosexuelle Partner die
Zwangslage vermieden
wird, zu Lasten einer nahe
stehenden Person aussagen
zu müssen. Analog gilt die-
ses für Auskünfte und Besu-
che bei Unglücken, Kran-
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kenhausaufenthalten und
im Justizvollzug.
– Beim Bestattungsrecht
eine Modifizierung der Art,
dass für homosexuelle Part-
ner des Toten ein den sons-
tigen Berechtigten nicht
nachrangiges Recht zur To-
tensorge eingeräumt wird
und seinen Ausschluss von
der Beerdigung durch die
Angehörigen verhindert.
– Bei einer längeren finan-
ziellen Unterstützung eines
Lebenspartners im Falle ei-
ner schweren Krankheit
oder Berufsunfähigkeit die
steuerliche Berücksichti-
gung.
Eine christliche Grundein-
stellung gebietet es, all den-
jenigen, für die aufgrund ih-
rer biologischen Veranla-
gung die freie Entscheidung
für Ehe und Familie als Le-
bensform nicht infrage
kommt, Wege für ein würdi-
ges Leben zu eröffnen und
zu gewährleisten.
Auch in solchen Bindungen
können Werte wie gegensei-
tige Verantwortung auf
Dauer gelebt werden, die
für unsere Gemeinschaft
grundlegend sind, ohne Ehe
und Familie zu ersetzen.
Diese jedoch bleiben auf
Dauer nur dann grund-
legend, über Verfassungs-
theorie und -politik hinaus,
wenn sie möglichst von vie-
len überzeugend vorgelebt
werden. Hermann Kues
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